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1 Hintergrund und Zielsetzung 

Die Wohnungsmärkte in Baden-Württemberg haben in den letzten 

fünf Jahren eine sehr rasante Entwicklung erfahren, die von einer 

demografischen Trendumkehr und starker Zuwanderung gekenn-

zeichnet war. Die Entwicklung des Wohnungsangebotes verlief im 

Vergleich zu der dynamischen Nachfrageentwicklung dagegen 

deutlich langsamer. Es besteht in Baden-Württemberg deshalb ein 

Ungleichgewicht von Wohnungsangebot und -nachfrage und die 

Wohnraumversorgung hat sich dadurch in den letzten Jahren lan-

desweit verschlechtert. Die zunehmend angespannten Märkte mit 

Wohnraumknappheit in Baden-Württemberg ziehen z.T. erhebliche 

Preissteigerungen nach sich und insbesondere bezahlbarer Wohn-

raum fehlt zunehmend. Zu berücksichtigen ist, dass es in Baden-

Württemberg nicht einen einheitlichen Wohnungsmarkt gibt, son-

dern sich regionale Wohnungsmärkte mit sehr unterschiedlichen 

Marktentwicklungen und Wohnraumbedarfen im Land abzeichnen. 

Die Knappheit an den regionalen Wohnungsmärkten stellt in Ba-

den-Württemberg zunehmend eine Herausforderung für regionale 

Arbeitsmärkte und fachkräftesuchende Unternehmen dar. Gerade 

potenzielle neue und zuziehende Mitarbeiter stehen damit vor 

wachsenden Herausforderungen.  

Ausgehend von einer zunehmenden Anspannung der Wohnraum-

versorgung in Baden-Württemberg hat das Land unter Federfüh-

rung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau am 

25.07.2016 im Zusammenspiel mit der Wohnungswirtschaft, den 

kommunalen Spitzenverbänden, den Landtagsfraktionen, Banken 

sowie Natur- und Umweltschutzverbänden die Wohnraum-Allianz 

für Baden-Württemberg gegründet. Dem Bündnis gehören alle re-

levanten Partner und Institutionen der Wohnungswirtschaft an und 

es gilt gemeinsam einen langfristigen Orientierungsrahmen für die 

Wohnungspolitik und Entwicklung der Wohnungsmärkte in Baden-

Württemberg abzuleiten. Im Zuge der gemeinsamen Aufstellung 

und Verabschiedung von Positionen und Empfehlungen der Wohn-

raum-Allianz wurde zu einem frühen Zeitpunkt die Empfehlung hin-

sichtlich der Erstellung einer Studie zur Untersuchung des Wohn-

raumbedarfs in Baden-Württemberg unter Federführung der L-

Bank beschlossen. Zielsetzung der Studie ist die Erarbeitung einer 

neutralen und fachlichen Grundlage zum Wohnraumbedarf in Ba-

den-Württemberg sowie den regionalen Märkten für den weiteren 

Dialog der Partner. 

Das Arbeitsprogramm der Studie beinhaltete eine umfassende Be-

trachtung der Angebots- und Nachfrageentwicklungen der Woh-

nungsmärkte in Baden-Württemberg in den letzten fünf Jahren so-

wie eine regionale Differenzierung der Märkte auf Ebene der 

Kreise und kreisfreien Städte sowie Ober- und Mittelzentren. 

Dadurch konnte die aktuelle Wohnraumversorgung in Baden-Würt-

temberg herausgearbeitet und der bereits aufgelaufene Wohn-
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raumbedarf im Land und den regionalen Märkten abgeleitet wer-

den (vgl. Kapitel 2 und 3). Für die Ermittlung des zukünftigen 

Wohnraumbedarfs in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2040 wur-

den mit einem Demografie-Modell neue Demografieszenarien (3 

Varianten) der langfristigen Bevölkerungsentwicklung sowie der 

Wohnungsnachfrage in Baden-Württemberg ermittelt. Die Demo-

grafieszenarien wurden ergänzend zu den Bevölkerungsvoraus-

rechnungen des statistischen Landesamtes (2015) auf Basis aktu-

alisierter Bevölkerungsdaten (31.12.2015) sowie modifizierter 

Wanderungsannahmen neu für Baden-Württemberg aufgesetzt. 

Auf Basis der Demografieszenarien wurden Wohnraumbedarfe für 

Baden-Württemberg im kurz-, mittel- bis langfristigen Kontext er-

mittelt (vgl. Kapitel 4).  

Aufgrund der erhöhten Relevanz für die Marktentwicklung wurden 

im Rahmen der Studie drei thematische Schwerpunkte vertiefend 

untersucht. Dabei handelt es sich um die Themen bzw. Segmente 

sozialer Wohnraum, altersgerechter Wohnraum sowie Wohnraum 

als wirtschaftlicher Standortfaktor (vgl. Kapitel 5). Für das Angebot 

des sozialen sowie des altersgerechten Wohnraums wurden ne-

ben der aktuellen Wohnraumversorgung die zukünftigen Bedarfe 

und erforderlichen Angebotserweiterungen für Baden-Württemberg 

in diesen spezifischen Segmenten als langfristige Orientierungs-

größen aufgestellt und abgeleitet (vgl. Kapitel 5.1 und 5.2). Die 

thematische Vertiefung zum Wohnraum als wirtschaftlicher Stand-

ortfaktor untersuchte auf regionaler Ebene im Sinne einer zu-

kunftsgerichteten Fachkräftesicherung für Unternehmen in Baden-

Württemberg die strukturellen Zusammenhänge von Arbeitsmarkt- 

und Wohnraumentwicklung und leitete anhand von strukturellen 

Mustern eine Typisierung der regionalen Wohnungsmärkte ab (vgl. 

Kapitel 5.3).  

Auf Basis der fundierten Analysen und Szenarien wurden Schluss-

folgerungen, Handlungssätze und strategische Empfehlungen hin-

sichtlich der zukünftigen bedarfsorientierten Ausrichtung der Woh-

nungspolitik Baden-Württembergs abgeleitet. Diese Ergebnisse 

stellen eine neutrale Grundlage für den Dialog der Partner in der 

Wohnraum-Allianz dar (vgl. Kapitel 6). 
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2 Wohnraumnachfrage 

2.1 Entwicklung der Wohnraumnachfrage auf 
Landesebene 

Die Nachfrage nach Wohnraum ergibt sich in erster Linie aus der 

Anzahl der Einwohner sowie Zahl der wohnungsnachfragenden 

Haushalte. In Baden-Württemberg ist deren Entwicklung in den 

letzten Jahren durch eine hohe Zuwanderung, insbesondere durch 

Fachkräftemigration, Binnenwanderungen und Zuzug aus (Süd-) 

Osteuropa, geprägt. Wohnen ist ein gesellschaftliches Grundbe-

dürfnis und führt dazu, dass jeder Haushalt grundsätzlich Bedarf 

an Wohnraum adressiert. Dies geschieht in den verschiedensten 

Wohnformen und mit verschiedensten Ansprüchen in unterschied-

lichen Lagen und unterschiedlicher Dauer. Der Trend geht zur Sin-

gularisierung und damit zu kleineren Haushalten, die durch eine 

verstärkte Reurbanisierung vor allem in den Zentren eine hohe 

Nachfrage nach oft kleinen Wohnungen, zunehmend zeitlich flexi-

bel, zur Folge hat.  

Die Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg verlief in 

den letzten fünf Jahren1 äußerst dynamisch. Mit einem Zuwachs 

von 3,5 % lag Baden-Württemberg nicht nur über dem Bun-

destrend, sondern auch über dem Wachstum der wirtschaftsstar-

ken Flächenländer Bayern (+ 3,2 %) und Hessen (+ 3,0 %). Ledig-

lich die Stadtstaaten Hamburg (+ 4,0 %) und Berlin (+ 5,8 %) ver-

zeichneten in Deutschland einen noch höheren Bevölkerungszu-

wachs im Vergleich zu Baden-Württemberg2.  

Abbildung 1 visualisiert die Zusammensetzung der beiden für die 

Bevölkerungsentwicklung entscheidenden Komponenten Wande-

rungssaldo (Saldo der Zu- und Abwanderung: + 437.500 zwischen 

2011 und 2015) und natürlicher Saldo (Geburten abzüglich Sterbe-

fälle, - 43.300). Es wird deutlich, dass der positive Wanderungs-

saldo, also die Zuwanderung, der ausschlaggebende Faktor bei 

der Entwicklung der letzten Jahre war und den negativen natürli-

chen Saldo um ein Vielfaches überkompensieren konnte. Die Ent-

wicklung der Zuwanderung in den letzten Jahren ist eindeutig. Je-

des Jahr wuchs der positive Wanderungssaldo weiter an. Das Jahr 

2015 sticht mit einer Zuwanderung von 170.000 Personen beson-

ders hervor. Rund die Hälfte davon ergaben sich aus der Zuwan-

derung aus Europa, die meisten davon aus der der Europäischen 

                                                
1 Der Bevölkerungsstand zum 31.12.2015 stellt die aktuellste Datengrundlage dar. Laut Statistischem Landesamt BW 

(StaLa) werden amtliche Bevölkerungsdaten vom 31.12.2016 aufgrund von Umstellungen bei der Datenaufbereitung erst 

Anfang 2018 veröffentlicht (http://www.statistik-bw.de/BevoelkGebiet/ und Anfrage StaLa Mai 2017). 

2 Statistisches Bundesamt 2017. https://www-genesis.destatis.de/genesis/online;jsessio-

nid=92DFBCA105FF8AC91C7A75FCDF3D9E06.tomcat_GO_2_3?operation=previous&levelindex=3&le-

velid=1503040746112&step=3 
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Union (+ 69.000). Die Zuwanderung durch Flüchtlinge ist entspre-

chend der Entscheidung hinsichtlich des Aufenthaltsstatus in die-

sen amtlichen Bevölkerungszahlen nur bedingt Bestandteil.3 

Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg 
durch Wanderungssaldo sowie natürlicher Entwicklung 
2011-2015 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 2017 

Der Anstieg der Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt wird durch 

folgenden Vergleich deutlich. Im Jahr 2015 hatte Baden-Württem-

berg 370.000 Einwohner mehr als noch 2011. Dies entspricht der 

Einwohnerzahl der Stadt Bochum. Allein innerhalb dieser fünf 

Jahre ist in Baden-Württemberg die Wohnraumnachfrage im Um-

fang einer mittleren deutschen Großstadt angestiegen. 

Der relative Zuwachs der Bevölkerung lässt sich nicht unmittelbar 

auf die Wohnraumnachfrage übertragen, da sich die durchschnittli-

che Anzahl der in einem Haushalt zusammenlebenden Menschen 

kontinuierlich verringert hat (Entwicklung wird im Folgenden ge-

nauer dargestellt). Zusätzlich erhöht sich die durchschnittliche 

Quadratmeterzahl pro Kopf (von ca. 41m² in 2007 auf über 44m² in 

2015)4 den Wohnraumbedarf. Mit anderen Worten: auch bei 

gleichbleibender Bevölkerung, würde im Kontext der rückläufigen 

Haushaltsgrößen der Bedarf an Wohnungen und an Wohnraum 

steigen. In Folge des deutlichen Zuzugs steigt die Wohnungsnach-

frage im Vergleich zur Bevölkerung überdurchschnittlich. 

 

                                                
3 Alle Angaben zur Bevölkerungsentwicklung und der Zuwanderung stammen vom Statistischen Landesamt Baden-Würt-

temberg 2017. 

4 BBSR 2014 für Wert 2007. StaLa 2017 für Wert 2015 (eigene Berechnung aus Wohnfläche und Bevölkerungsstand). 
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Methodikbox: Erhebung der Anzahl von Haushalten 

Anders als bei den Einwohnerzahlen, gibt es bei den Einwohnermeldeämtern keine Daten oder Melde-
pflicht zu den Haushalten. Die Anzahl der Haushalte muss daher über gesonderte Erhebungen bzw. 
Befragungen erfolgen. Daher stellen Haushaltszahlen immer nur Schätzungen dar. Besonders wenn ein 
Haushalt nicht durch eine Kernfamilie (Ehepaare mit oder ohne Kinder), sondern von unverheirateten 
Partnern oder Wohngemeinschaften gebildet werden, wird die genaue Erhebung der Haushalte und die 
Ableitung auf die Wohnungsnachfrage schwierig. Je nach Erhebung ergeben sich unterschiedliche An-
zahl an Haushalten und dadurch auch unterschiedliche durchschnittliche Haushaltsgrößen. 
Für diese Studie standen zwei methodisch unterschiedliche Haushaltserhebungen zur Verfügung: 

 

Wirtschaftshaushalte  

(WiHH) 

Wohnhaushalte 

(WhHH) 

Á Erhebung über Mikrozensus 

Á Methodik: Personen, die keine Kernfamilie bil-

den (z.B. Wohngemeinschaften), zählen je-

weils als ein eigener Haushalt, auch wenn sie 

zusammen in einer Wohnung leben. 

Á Vorteile: Lange Zeitenreihe verfügbar, 

deutschlandweit vergleichbar 

Á Nachteil: Von der Anzahl der Haushalte kann 

nur bedingt auf die Nachfrage nach Wohnun-

gen geschlossen werden. In BW nur auf 

Ebene der Regionen verfügbar. 

Á Auf Grund der Vergleichbarkeit und Verfügbar-

keit sind Wirtschaftshaushalte die Kennzahl für 

bundesweite Vergleiche und Berechnungen 

sowie für Darstellungen längerer Zeitenreihen. 

Á Erhebung über Zensus 11, Fortführung durch 

Haushaltsschätzung des StaLa ab 2013 

Á Methodik: Personen, die gemeinsam in einer 

Wohnung leben, werden als ein Haushalt ge-

zählt (Wohngemeinschaft = Haushalt). 

Á Vorteile: Von den Haushalten kann direkt auf 

den Wohnraumbedarf geschlossen werden. 

Zudem sind die Daten in BW bis auf Gemein-

deebene verfügbar. 

Á Nachteil: Zahlen wurden nur 2011 deutsch-

landweit erhoben, Fortführung der Berech-

nung durch das StaLa BW ab 2013. 

Á Auf Grund der regionalen Tiefe und der bes-

seren Abbildung der Realität werden die 

Wohnhaushalte im Rahmen dieser Studie für 

Berechnungen der Angebots-Nachfrage-Rela-

tion verwendet. 

Um die Anzahl der Haushalte und damit die Wohnungsnachfrage 

zu erfassen, gibt es zwei statistische Größen, die sich in ihrer me-

thodischen Erhebung unterscheiden. Dabei handelt es sich um die 

Erhebung der Wirtschaftshaushalte (WiHH) und die der Wohn-

haushalte (WhHH) (s. Methodikbox). Unabhängig davon, ob man 

das Wachstum der Wirtschaftshaushalte (+ 5,1 %) oder der Wohn-

haushalte (+ 4,6 %) betrachtet, kommt man zu dem Ergebnis, 

dass die Haushalte zwischen 2011 und 2015 stärker als die Bevöl-

kerung (+ 3,5 %) gewachsen sind. Da der Anstieg der Wohnhaus-

halte zugleich den Anstieg der Nachfrage an Wohnraum be-

schreibt, lässt sich das Wachstum von 215.000 Wohnhaushalten 

als zusätzliche Wohnungsnachfrage im Zeitraum 2011 bis 2015 

beziffern. 

Für einen Vergleich zum Bundesschnitt und anderen Bundeslän-

dern wird aus Gründen der Datenverfügbarkeit die Entwicklung der 

Wirtschaftshaushalte (s. Methodikbox) herangezogen. Die Anzahl 

der Wirtschaftshaushalte stieg von 2011 bis 2015 um rund 
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250.000 (+5,1 %) an. Damit liegt Baden-Württemberg wie bei der 

Bevölkerungsentwicklung auch bei dieser - für die Wohnraum-

nachfrage relevanten Kennzahl - deutlich über der Entwicklung im 

Bund von + 3,2 % und leicht über der des Freistaates Bayern mit 

5,0 % (s. Tabelle 1). 

Tabelle 1: Entwicklung der Haushalte und die durchschnittliche 
Haushaltsgröße im Ländervergleich 

 2011 2015 Entwicklung 
Ø-HH- 

Größe 2015 

Wohn-Haushalte (WhHH) 

Baden-Württemberg 

 

4,71 Mio.  

 

4,92 Mio. 

 

+4,6 % 

 

2,21 

Wirtschafts-Haushalte (WiHH) 

Baden-Württemberg 

Bayern 
NRW 
Rheinland-Pfalz 
Hessen 
Deutschland 

 

4,91 Mio. 

6,00 Mio. 
8,50 Mio. 
1,88 Mio. 
2,90 Mio. 

39,50 Mio. 

 

5,16 Mio. 

6,31 Mio. 
8,68 Mio. 
1,92 Mio. 
2,99 Mio. 

40,77 Mio. 

 

+ 5,1 % 

+ 5,0 % 
+ 2,2 % 
+ 2,2 % 
+ 3,1 % 
+ 3,2 % 

 

2,11 

2,04 
2,06 
2,11 
2,06 
2,02 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 2017 

Die Begründung für die stärker als die Bevölkerung steigende An-

zahl der Haushalte liegt in den zuvor beschriebenen sinkenden 

Haushaltsgrößen. Mit 2,11 Menschen pro Haushalt verfügt Baden-

Württemberg im Ländervergleich über verhältnismäßig größere 

Haushalte. Der Trend zu immer kleineren Haushalten ist allerdings 

auch in Baden-Württemberg deutlich zu erkennen. Im Jahr 2000 

lebten im Schnitt noch 2,22 Personen in einem Haushalt zusam-

men. 15 Jahre später sind es mit 2,11 rund 5 % weniger.  

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Haushalte nach Haushalts-

größen seit der Jahrtausendwende. Während die Haushalte mit 

mehr als drei Personen (Familienhaushalte) um über 8 % deutlich 

zurückgingen, nahm die Zahl der Ein- und Zweipersonenhaushalte 

um 18 % bzw. 16 % zu. Das Segment der Ein- und Zweipersonen-

haushalte ist damit um mehr als eine halbe Millionen Haushalte 

gestiegen und repräsentiert im Jahr 2015 bereits 72 % aller Haus-

halte in Baden-Württemberg (2000: 67 %). Im gleichen Zeitraum 

ist der Anteil von Mehrpersonenhaushalten in Baden-Württemberg 

von 33 % auf 28 % zurückgegangen.  
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Abbildung 2: Entwicklung der Wirtschaftshaushalte und Haushalts-
größen in Baden-Württemberg von 2000-2015 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Aufgrund der Datenverfügbarkeit über einen längeren Zeitraum 

wurden in Abbildung 2 die Wirtschaftshaushalte dargestellt. Bei 

der Erhebung der Wirtschaftshaushalte zählen z. B. Wohngemein-

schaften nicht als ein Haushalt, sondern jeder Bewohner der 

Wohngemeinschaft als einzelner Haushalt. Daher ist die Zahl der 

Einpersonenhaushalte bei dieser methodischen Erhebung nicht 

mit Wohnungen, in der nur eine Person lebt, gleichzusetzen. Über 

die Erhebung der Wohnhaushalte lässt sich der Anteil von Ein- 

und Zweipersonenhaushalten besser abbilden. Knapp über ein 

Drittel aller Haushalte sind in Baden-Württemberg aktuell (2015) 

Singlehaushalte, ein weiteres Drittel sind Zweipersonenhaushalte. 

In den Groß- und Universitätsstädten Baden-Württembergs liegt 

der Anteil der Einpersonenhaushalte bei bis zu 47 %. In diesen 

Städten umfasst nur jeder vierte Haushalt mehr als zwei Personen 

(siehe auch Kapitel 2.2). 

Die überdurchschnittlich hohe Nachfrageentwicklung durch die Zu-

wanderung nach Baden-Württemberg ist vor allem auf die starke 

Wirtschaft und die positive Entwicklung des Arbeitsmarktes zu-

rückzuführen, die sich im Gegensatz zu anderen Flächenländern 

(u.a. auch Freistaat Bayern) nicht nur auf die wirtschaftsstarken 

Oberzentren und Ballungsräume konzentriert, sondern auch die 

ländlichen Räume als Wohn- und Arbeitsort in den Fokus rückt 

(siehe Kapitel 2.2). Landesweit hat die Beschäftigung von 2011 auf 

2015 mit 8,9 % sogar stärker als die Bevölkerung und die Anzahl 

der Haushalte zugenommen. Insgesamt sind in Baden-Württem-

berg in diesem Zeitraum rund 355.000 neue Arbeitsplätze entstan-

den (verbunden mit einem Anstieg der Arbeitsplatzdichte um 2 %, 

s. Kapitel 5.3). Angesichts der aktuellen konjunkturellen Aussicht 
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gibt es keine Anzeichen dafür, dass sich dieser Trend in naher Zu-

kunft abschwächen wird. Denn auch im Jahr 2016 ist laut Bunde-

sagentur für Arbeit die Zahl der Beschäftigten in Baden-Württem-

berg um noch einmal 2 % gestiegen. 

Zusammenfassung Entwicklung der Wohnraumnachfrage auf 

Landesebene: 

Á Die Wohnraumnachfrage steigt durch überdurchschnittliche 

Wanderungsgewinne aus Deutschland und dem Ausland 

und dem damit verbundenen Wachstum der Bevölkerung 

von +3,5 % (+ 370.000) innerhalb der letzten 5 Jahre deut-

lich. 

Á Die Anzahl der Haushalte wächst ï je nach Erhebung ï um 

ca. 5 % noch stärker als die Bevölkerung.  

Á Die Zahl der Wohnhaushalte und damit die Wohnnachfrage 

ist in Baden-Württemberg im Zeitraum 2011 bis 2015 um 

215.000 Haushalte angestiegen. 

Á Die Wohnungsnachfrage wird neben der Zuwanderung von 

einem anhaltenden Trend der Singularisierung getrieben. 

Der Anteil der Ein- und Zweipersonenhaushalte steigt über-

durchschnittlich. Die durchschnittliche Haushaltsgröße liegt 

landesweit bei 2,11 Personen je Haushalt (WiHH) (Bund: 

2,02) und ist in den 15 letzten Jahren um 5 % zurückge-

gangen.  

Á Die Beschäftigung ist mit einem Zuwachs von fast 9 % 
(+355.000 Beschäftigte, +2 % Arbeitsplatzdichte) zentraler 
Impulsgeber und Treiber der Zuwanderung und damit der 
Wohnraumnachfrage.  



 

  9 

2.2 Entwicklung der Wohnraumnachfrage in den 
regionalen Wohnungsmärkten Baden-
Württembergs  

Die Entwicklung der regionalen Wohnungsmärkte in Baden-Würt-

temberg ist durch eine breite und weitestgehend flächendeckend 

steigende Nachfrage mit Variation in der Dynamik geprägt. 

Dadurch hebt sich Baden-Württemberg von vielen anderen Bun-

desländern ab, bei denen das Wachstum stark auf die großen und 

wirtschaftsstarken Städte konzentriert ist. Wie Abbildung 3 zeigt, 

verzeichneten alle 44 Kreise ein positives Bevölkerungswachstum 

im Zeitraum von 2011 bis 2015. Auch wenn regionale Unter-

schiede bestehen und erwartungsgemäß die Stadtkreise mit einem 

etwas stärkeren Wachstum vertreten sind, liegen die 44 Kreise in 

ihrer Entwicklung verhältnismäßig dicht beieinander. Nur zwei 

Kreise sind um weniger als 1 % gewachsen. Nur acht Kreise lie-

gen mit einer Entwicklung von weniger als 2,3 % knapp unter dem 

Bundesschnitt.  

Abbildung 3:Bevölkerungsentwicklung der SK und LK (2011-2015) 
in Baden-Württemberg  

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Die dynamischste Bevölkerungsentwicklung verzeichneten die 

Städte Pforzheim, Freiburg, Stuttgart, Karlsruhe, Heidelberg und 

Heilbronn mit jeweils über 5 % Wachstum im Zeitraum 2011 bis 

2015. Absolut betrachtet hatten mit Stuttgart, Ludwigsburg, Esslin-

gen und Böblingen die Kreise im Ballungsraum Stuttgart den 

höchsten absoluten Zuwachs. Zusammen mit dem Rems-Murr-
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Kreis wuchsen diese Kreise in den letzten 5 Jahren um mehr als 

100.000 Einwohner. Dies entsprich fast 30 % des Bevölkerungszu-

wachses Baden-Württembergs. 

Die breite flächendeckende Wachstumsdynamik der Gemeinden 

in Baden-Württemberg ist ein deutlicher Trend der letzten Jahre. 

Das BBSR wertet regelmäßig Strukturdaten für alle Gemeinden 

bzw. Gemeindeverbände Deutschlands aus. Dabei werden Ent-

wicklungen der Bevölkerungs- und Erwerbstätigenstruktur, des Ar-

beitsmarktes und des Gewerbesteuergrundaufkommens im Ver-

gleich zum Bundesschnitt analysiert und betrachtet und die Ge-

meinde(verbände) in verschiedene Entwicklungskategorien einge-

teilt (s. Abbildung 4). Im Betrachtungszeitraum 2006 bis 2011 

stufte das BBSR noch ein Drittel aller 460 Gemeinde(verbände) in 

Baden-Württemberg als schrumpfend (128) oder sogar stark 

schrumpfend (23) ein. Besonders kleinere, ländlich geprägte Kom-

munen waren von Landflucht und Schrumpfung betroffen. Gemein-

den mit schrumpfender Entwicklungstendenz sind aktuell eine 

deutliche Ausnahme. Im aktuellsten Betrachtungszeitraum 2010-

2015 entfallen auf diese Kategorie nur noch 4 % (19 schrump-

fende, 2 stark schrumpfende Gemeinden bzw. Gemeindeverbände 

in BW)5 dieser Kategorie. Umgekehrt befinden sich aktuell doppelt 

so viele (379 statt 187 wie in 2006-2011) Gemeinde(verbände) auf 

Wachstumskurs, auch abseits von großen Ober- und Mittelzen-

tren. 

Abbildung 4: Wachstumstendenzen verschiedener Zeitenreihen 
auf Ebene der Gemeinde(verbände)n in BW 

 
Quelle: Prognos 2017; Daten: BBSR 2017 

                                                
5 Hierbei handelt es sich vor allem um kleinere Gemeinden in ländlichen und peripheren Teilen des Landes (insb. Schwarz-

wald, Schwäbische Alb). 



 

  11 

Die positive Entwicklung hat sich auch auf die Haushaltsentwick-

lung flächendeckend ausgewirkt. Das räumliche Verteilungsmuster 

des Wachstums der Wohnhaushalte (Abbildung 5) ähnelt dem 

der Bevölkerungsentwicklung (Abbildung 3). Lediglich die Dispari-

tät zwischen Stadtkreisen oder Kreisen mit städtischer Prägung zu 

den ländlicheren Kreisen ist bei der Haushaltsentwicklung etwas 

größer. Dies liegt daran, dass in den Städten die durchschnittliche 

Haushaltsgröße wesentlich kleiner (hoher Anteil Ein- und Zweiper-

sonenhaushalte) ist als in den ländlichen Kreisen (höherer Anteil 

von Familien- und Mehrpersonenhaushalten). Insbesondere die 

Universitäts- und Großstädte Freiburg (+ 7,6 %), Heidelberg 

(+ 7,1 %) und Stuttgart (+6,5 %) liegen beim relativen Wachstum 

der Wohnhaushalte landesweit vorne.  

Abbildung 5: Entwicklung der Wohnhaushalte in den SK und LK 
(2011-2015) in Baden-Württemberg 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Absolut betrachtet macht auch bei den Haushalten das Wachstum 

im engeren Ballungsraum Stuttgart6 einen signifikanten Anteil des 

Zuwachses insgesamt in Baden-Württemberg aus. Von den 

215.000 landesweit hinzugekommenen Wohnhaushalten entfielen 

57.000 bzw. 27 % auf diese fünf (Stadt-) Kreise. Einen nennens-

werten Anstieg der an den Wohnhaushalten gemessenen Nach-

frage gab es auch in der Stadt Karlsruhe mit + 9.500, im Rhein-

                                                
6 Mit dem Ăengeren Ballungsraum Stuttgartñ ist die Stadt Stuttgart mit ihren vier Nachbarkreisen Ludwigsburg, Bºblingen, 

Esslingen und Rems-Murr-Kreis gemeint. 
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Neckar-Kreis mit + 8.600 und in Mannheim mit + 8.200 Haushal-

ten. Diese Entwicklungen unterstreichen den deutschlandweiten 

Trend zum Schwarmverhalten (siehe Exkurs). 

Exkurs: Schwarmstädte 

Als Schwarmstädte bezeichnet man die Städte, die innerhalb weniger Jahre einen bedeutenden Bevöl-
kerungszuwachs durch den Zuzug junger Bevölkerung (Kohortenwachstum 20 bis 34 Jahre) erhalten 
haben. Neben den besseren Ausbildungsmöglichkeiten in Universitätsstädten spielen die Attraktivität 
bzw. Vitalität des Wohnstandortes durch z.B. das kulturelle Angebot oder die Freizeitmöglichkeiten eine 
bedeutendere Rolle. Im Kontext des demografischen Wandels werden junge Menschen weniger. Be-
sonders in ländlichen Räumen stellen junge Menschen eine Minderheit dar. Wie häufig bei Minderheiten 
zu beobachten, neigen sie zu einer räumlichen Konzentration. Dies beschreibt empirica mit ĂJunge Men-
schen sind eine Minderheit geworden und Minderheiten rotten sich zusammenñ. Der Effekt ist selbstver-
stärkend, da sich mit jedem Wegzug die Nachfrage an Dienstleistungen und kulturellem Angebot für 
junge Leute in der Quellregion weiter reduziert und im Zielgebiet erhöht. 

Schwarmverhalten geht meist mit Nachfrage an kleinen Wohnungsgrößen einher. Größere Wohnungen 
werden zu einem großen Teil ï freiwillig oder finanziell motiviert ï durch Wohngemeinschaften nachge-
fragt. In Deutschland gelten München, Leipzig und Frankfurt als die Top-Schwarmstädte. Die baden-
württembergischen Städte sind in den Top 10 durch Heidelberg, Karlsruhe, Freiburg und Stuttgart gleich 
viermal vertreten.  

Ein Schwarmverhalten kann auch die ältere Bevölkerung (Kohorte 60 bis 74 Jahre) auslösen. Dort sind 
die eher ländlichen Regionen, Kurorte sowie Wohnstandorte am Meer oder Seen das Ziel. Auch dort 
verstärkt sich der Effekt durch ein steigendes Angebot für ältere Menschen selbst. In Baden-Württem-
berg ist dies vor allem in Baden-Baden sowie im Bodenseeraum zu beobachten.  

(vgl. empirica (2015): Schwarmstädte ï eine Untersuchung zu Umfang, Ursache, Nachhaltigkeit und Folgen der neuen Wande-
rungsmuster in Deutschland, S.13-14) 

 

Bei der Betrachtung der Beschäftigungsentwicklung ist neben 

dem Blick auf die Kreise (eine Karte zur Beschäftigungsentwick-

lung nach Kreisen befindet sich im Kapitel 5.3 auf Seite 62, Abbil-

dung 28) die Entwicklung der 18 Ober- und 84 Mittelzentren in 

Baden-Württemberg interessant, da der Arbeitsmarkt in den Städ-

ten bzw. Zentren besonders dynamisch ist und hohen Einfluss auf 

den Wohnungsmarkt hat. In Baden-Württemberg leben 24 % der 

Bevölkerung in Oberzentren und 25 % in Mittelzentren. In den 18 

Oberzentren arbeiten 34 % aller Beschäftigten Baden-Württem-

bergs, in den 84 Mittelzentren 31 % (s. Tabelle 2). Damit leben ins-

gesamt knapp die Hälfte und arbeiten nahezu ein Drittel aller Ba-

den-Württemberger in einem Ober- oder Mittelzentrum. Wie auch 

beim gesamten Landestrend, ist der Zuwachs bei der Beschäfti-

gung in den meisten Zentren stärker ausgefallen als das Bevölke-

rungswachstum. Während allerdings die Bevölkerung sowohl in 

den Ober- als auch in den Mittelzentren (+ 5,1 % bzw. 4,0 %) stär-

ker ausfiel als der Landesschnitt (3,5 %), lag die Beschäftigungs-

entwicklung in den Zentren leicht unter dem Landesschnitt. Die 

Oberzentren konnten die Anzahl der Beschäftigten um 8,7 %und 

die Mittelzentren 8,2 % steigern (Landesschnitt: 8,9 %). 
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Tabelle 2: Ausprägung der Bevölkerungs- und Beschäftigtenent-
wicklung in den Ober- und Mittelzentren 

 Oberzentren (18) Mittelzentren (84) BW insgesamt 

Bevölkerung 2015 absolut  
(relativ BW) 

2,63 Mio. 
(24 %) 

2,75 Mio. 
(25 %) 

10,88 Mio. 

Bevölkerungsentwicklung  
2011-2015 

+ 5,1 + 4,0 % + 3,5 % 

Beschäftigte 2015 absolut  
(relativ BW) 

1,48 Mio. 
(34 %). 

1,34 Mio. 
(31 %) 

4,36 Mio. 

Beschäftigtenentwicklung  
2011-2015 

+ 8,7 % + 8,2 % + 8,9 % 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Bei den Oberzentren steht einer Bevölkerungsentwicklung von 

2,3 % (Offenburg) bis 6,8 % (Weingarten), eine Beschäftigungs-

entwicklung von 6,0 % (Karlsruhe) bis 11,4 % entgegen. Damit 

verlief die Entwicklung der Oberzentren innerhalb einer relativ 

dichten Spanne (s. Abbildung 6). Die Entwicklung der Mittelzentren 

war im selben Zeitraum von deutlich höherer Varianz gekennzeich-

net. Die Bevölkerungsentwicklung bewegte sich zwischen ï 0,5 % 

(gemeinsames Mittelzentrum Haslach/ Hausach/ Wolfach) und 

+ 9,5 %7 (Bad Krozingen / Staufen im Breisgau). Die Spanne der 

Beschäftigtenentwicklung zwischen Ehingen (- 5,7 %) und Bad 

Waldsee (+ 24,4 %) fällt sogar noch größer aus. Die breitere 

Streuung dieser Kennzahlen hängt häufig mit Sondereffekten (wie 

z.B. der Insolvenz von Schlecker mit Hauptsitz in Ehingen) einzel-

ner bedeutender Unternehmensstandorte zusammen, die bei Mit-

telzentren prozentual stärker ins Gewicht fallen als in den Ober-

zentren.  

                                                
7 Die Entwicklungen von Ellwangen mit +12,1 % und Sigmaringen mit + 18,8 % wurden aufgrund der dortigen Erstaufnah-

meeinrichtungen außen vorgelassen. 
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Abbildung 6: Entwicklung Arbeitsmarkt und Bevölkerung in den 
Ober- und Mittelzentren, 2011-2015 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Trotz dieses Skaleneffektes haben diese Entwicklungen erhebliche 

Auswirkungen auf die Wohnungsnachfrage in den Mittelzentren. 

Gerade in wirtschaftsstarken ländlicheren Teilräumen mit hoher 

Zentralität einzelner Ober- und Mittelzentren (u.a. Biberach, Tutt-

lingen, Friedrichshafen, Schwäbisch Hall) gibt es in engen Märkten 

nur begrenzte Ausweichmöglichkeiten für zusätzliche neue Woh-

nungssuchende, die zu einem überproportionalen Anstieg der 

Pendlerbewegungen in Folge des Ausweichverhaltens führt.  

Eine positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hat unmittelbare 

Auswirkungen auf die Pendlerverflechtungen von Regionen. Laut 

Statistischem Landesamt sind rund 80 % der zwischen 2013 und 

2015 hinzugewonnenen Beschäftigten Pendler8. Insgesamt pen-

delten 2015 in Baden-Württemberg täglich 3,2 Millionen Menschen 

zu ihrer Arbeit, fast 100.000 mehr als noch 2013.9 Auch bei den 

Pendlersalden stechen die Stadtkreise mit starken Pendlerströmen 

aus dem Umland hervor. Das Wachstum der Pendlerzahlen ist ein 

Hinweis darauf, dass die Nachfrage nach Wohnraum besonders in 

den Großstädten noch stärker ausgeprägt ist, als es die Entwick-

lung der Haushalte erscheinen lässt. Auch wenn Pendler eventuell 

                                                
8 Ein Pendler ist jeder, der nicht in seiner Wohngemeinde arbeitet. 

9 StaLa PM 177/2017 am 13.07.2017. 
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freiwillig nicht in ihrer Arbeitsgemeinde wohnen, lässt sich vermu-

ten, dass ein Teil von ihnen bei einem günstigeren Preisniveau o-

der größerem Angebot (siehe nächstes Kapitel) an Wohnraum 

eine andere Wohnortwahl getroffen hätten. Angesichts ange-

spannter Wohnungsmärkte in den vielen Ober- und Mittelzentren 

sowie angrenzenden Umlandgemeinden macht sich ein Ausweich-

verhalten gerade junger Familien in kleinere Gemeinden beim Ei-

genheimerwerb (Flächenangebot, Bezahlbarkeit) bemerkbar.10 Die 

Thematik Ausweichverhalten und Zunahme der Pendlerströme 

wird in Kapitel 5.3 vertieft. 

Zusammenfassung Entwicklung der Nachfrage auf den regio-

nalen Wohnungsmärkten: 

Á Die Bevölkerung ist flächendeckend gestiegen. Schrump-

fungsprozesse in ländlichen Räumen bilden zunehmend 

die Ausnahme. Mit einem Zuwachs von über 100.000 Ein-

wohner zwischen 2011 und 2015 (entspricht rund. 30 % 

des landesweiten Zuwachses) sticht der engere Ballungs-

raum Stuttgart hervor. 

Á Die Anzahl der Haushalte wächst vor allen in den Universi-

tätsstädten stärker als die Bevölkerung. Durch den ver-

stärkten Zuzug junger Erwachsener bilden sich sogenannte 

Schwarmstädte. 

Á Die Hälfte der Baden-Württemberger leben in Mittel- oder 

Oberzentren. Zwei Drittel der Bevölkerung sind in diesen 

Zentren beschäftigt. Die Bevölkerung wuchs von 2011 bis 

2015 in den Mittelzentren um 4 %, in den Oberzentren um 

über 5 % und damit stärker als im Landesschnitt. Die Be-

schäftigung stieg ï leicht unter Landesschnitt ï um 8,2 % 

bzw. 8,7 %. 

Á Die Oberzentren liegen bei der relativen Entwicklung von 

Bevölkerung und Beschäftigung dichter beieinander als die 

Mittelzentren, die eine höhere Spanne der Entwicklung auf-

weisen, weil sie stärker von einzelnen Sonderereignissen 

betroffen sind. 

Á Große und weiterhin wachsende Pendlerströme deuten auf 

eine höhere Nachfrage an Wohnraum in Zentren hin, als es 

die Haushaltsentwicklung widerspiegelt. 

  

                                                
10 Ein Beispiel für Ausweichverhalten ist der LK Böblingen (vgl. Immobilienbrief Stuttgart, Ausgabe 186, S.8-10). 
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3 Wohnraumangebot 

3.1 Entwicklung des Wohnungsangebotes auf 
Landesebene 

Die Entwicklung des Wohnungsangebotes lässt sich anhand der 

Veränderung des Wohnungsbestandes messen. Von 2011 bis 

2015 ist der Wohnungsbestand von Baden-Württemberg um 

ca.128.000 Wohnungen bzw. 2,5 % gestiegen. Die Entwicklung 

setzt sich aus den Baufertigstellungen von rund 149.000 Wohnun-

gen und den aus dem Bestand ausscheidenden Wohnungen (z.B. 

durch Abriss oder Umnutzung) von demnach rund 21.000 Woh-

nungen zusammen. Insgesamt gab es 2015 landesweit 5,19 Millio-

nen Wohnungen in 2,39 Millionen Wohngebäuden. 

Abbildung 7: Baufertigstellungen von Wohnungen pro 1.000 Ein-
wohner 

 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Im Jahr 2015 wurden 3,1 Wohnungen pro 1.000 Einwohner in Ba-

den-Württemberg fertiggestellt. Dies ist die höchste Fertigstel-

lungsintensität seit fast zehn Jahren (siehe Abbildung 7). In der 

Zwischenzeit, besonders in den Jahren 2008 bis 2011 war die Fer-

tigstellungsintensität deutlich eingebrochen. Dabei folgte Baden-

Württemberg dem Bundestrend, wenn auch stets auf einem höhe-

ren Niveau. Auch im Bundes- und Ländervergleich verfügt Baden-

Württemberg über eine hohe Fertigstellungsintensität. Der Ver-

gleich mit dem Freistaat Bayern, der eine ähnliche dynamische 

Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung in den letzten Jahren zu 
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verzeichnen hatte, macht deutlich, dass die Fertigstellungsintensi-

tät in Baden-Württemberg im langfristigen Verlauf signifikant zu-

rückbleibt. Während im Zeitraum 2002 bis 2015 pro 1.000 Einwoh-

ner in Bayern 46 Wohnungen fertigstellt wurden, waren es in Ba-

den-Württemberg nur 39. Besonders in den letzten Jahren nach 

2012, als sich die Werte beider Länder kurz annäherten, hat der 

Freistaat Bayern seine Fertigstellungen stärker als Baden-Würt-

temberg steigern können. 

Abbildung 8: Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäude-
art in BW 2002-2016 (Einfamilienhäuser = Wohngebäude mit einer 

Wohnung; Zweifamilienhäuser = Wohngebäude mit zwei Wohnungen; 
Mehrfamilienhäuser = Wohngebäude mit drei oder mehr Wohnungen) 

Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Insbesondere wenn es um eine möglichst effiziente in allen Teilen 

der Bevölkerung greifenden Bedarfsdeckung geht, ist von Bedeu-

tung, welche Gebäudeart fertiggestellt wird. Abbildung 8 zeigt, wie 

sich die Baufertigstellungen seit 2002 von Wohnungen in Ein-, 

Zwei- und Mehrfamilienhäusern verschoben haben. Nach dem 

Rückgang der Bautätigkeit bis 2010 hat vor allem der Bau von 

Mehrfamilienhäusern, der zum größten Teil aus Mietwohnungsbau 

besteht, für einen Anstieg der Fertigstellungen gesorgt. So wurden 

2011 erstmals in diesem Jahrtausend weniger Einfamilienhäuser 

als Wohnungen in Mehrfamilienhäusern fertiggestellt. 2016 waren 

57 % der fertiggestellten Wohnungen in Mehrfamilienhäusern und 

nur noch rund ein Drittel in Einfamilienhäusern. Anfang des Jahr-

tausends lagen die fertiggestellten Wohnungen in Einfamilienhäu-

sern (44 %) noch vor den Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 

(39 %). Da sich das neugeschaffene Angebot an der Nachfrage 

am Markt orientiert, ist der Wandel in der Bautätigkeit (verdichtetes 
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Bauen) auch eine Reaktion auf die zunehmende Singularisierung. 

Dies gilt besonders für urbane Wohnungsmärkte mit hoher Woh-

nungsknappheit. 

Ein wesentlicher Indikator für die zukünftigen Baufertigstellungen 

ist die Anzahl der erteilten Baugenehmigungen. Da nicht jede Ge-

nehmigung zu einer fertiggestellten Wohnung führt, gibt es über 

einen längeren Zeitraum gesehen stets etwas mehr Genehmigun-

gen als Baufertigstellungen. Im Jahr 2016 war die Differenz zwi-

schen Genehmigungen (44.200) und Fertigstellungen (32.700, ent-

spricht 74 % der Genehmigungen) mit 11.500 Wohnungen auffällig 

hoch. Diese Differenz ist hauptsächlich durch einen rasanten An-

stieg der Genehmigungen (+8.200) verursacht worden.11 Die Fer-

tigstellungen gingen im Vergleich zum Vorjahr sogar um 700 zu-

rück. Diese durch Vorzieheffekte erhöhte Anzahl Genehmigungen 

sind durch einen Rückgang im ersten Halbjahr 2017 (-14 % bzw. 

3.100 Wohnungen weniger Genehmigungen im Vergleich zum ers-

ten Halbjahr 2016) teilweise revidiert worden. Dennoch ist ein 

Trend zu einer sich erhöhenden Bautätigkeit zu beobachten. Die 

zunehmenden Baufertigstellungen separat betrachtet, geben noch 

keine Auskunft darüber, inwiefern die in Kapitel 2 beschriebene 

Nachfrage gedeckt werden konnte. Der Vergleich von Angebot 

und Nachfrage ist Inhalt von Kapitel 3.3. 

Zusammenfassung Entwicklung des Wohnraumangebotes auf 

Landesebene: 

Á Das Wohnungsangebot ist zwischen 2011 und 2015 um 

128.000 auf insgesamt 5,19 Millionen Wohnungen gestie-

gen. Dafür waren Baufertigstellungen von 149.000 Woh-

nungen notwendig. 

Á Die Baufertigstellungen sind nach einer Phase mit geringer 

Bautätigkeit seit 2010 wieder gestiegen, liegen im langfristi-

gen Vergleich der Fertigstellungsintensität aber hinter Bay-

ern. 

Á Der Neubau konzentriert sich zunehmend auf Wohnungen 

in Mehrfamilienhäusern. Sie machten 2016 fast 60 % der 

fertig gestellten Wohnungen aus. 

Á Die jüngsten Entwicklungen sind von einer zunehmenden 
Differenz aus Baugenehmigungen und Baufertigstellungen 
geprägt.  

                                                
11 Die hohe Anzahl an Genehmigungen geht auf zwei bundesweite Effekte zurück. Zum einen sind kurzfristig viele Flücht-

lingsunterkünfte mit jeweils vielen Wohneinheiten genehmigt worden. Diese Wohnungen werden nicht auf den freien 

Markt gelangen. Zum anderen wurden Ende 2015 viele Bauanträge gestellt, da diese somit noch unter die für die Bau-

kosten günstigere EnEV 2014 fielen. Die EnEV 2014 ist die Energieeinsparverordnung, die seit dem 01.05.2014 gilt und 

am 01.01.2016 durch die EnEV 2016 abgelöst wurde. Die EnEV 2016 schreibt einen höheren Energie-Standard (Energie-

effizienz und Wärmeschutz) für Neubauten vor. Auf diese Weise erhöhten sich die Baukosten laut BFW um 7 %. Die Ge-

nehmigungen dieser Ende 2015 gestellten Bauanträge fielen auf das Jahr 2016 (BFW -Pressemitteilung 17.08.2017: 

Analyse des BFW: Warum der Rückgang der Baugenehmigungen nicht überraschen sollte). 
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3.2 Entwicklung des Wohnungsangebotes in den 
regionalen Märkten 

Die Entwicklung des Wohnungsangebots verlief zwischen 2011 

und 2015 regional sehr differenziert. Erwartungsgemäß wurden im 

engeren Ballungsraum Stuttgart mit ca. 20.300 Wohnungen die 

meisten Wohnungen fertiggestellt. Dies entspricht allerdings ledig-

lich 14 % der landesweiten Fertigstellungen12. Unter den zehn 

Kreisen mit den meisten Fertigstellungen finden sich neben der 

Region Stuttgart und den anderen großen Stadtkreisen auch der 

Landkreis Konstanz (2.800) und der Bodenseekreis (2.400) wie-

der. Um die Bautätigkeit innerhalb Baden-Württembergs besser 

vergleichen zu können, eignet sich die Betrachtung der Fertigstel-

lungsintensität von Wohnungen. Zwischen 2011 und 2015 ver-

zeichnete der Landkreis Biberach mit jährlich rund 4,6 Wohnungen 

pro 1.000 Einwohner die höchste relative Bautätigkeit in Baden-

Württemberg (s. Abbildung 9).  

Abbildung 9: Jährliche Baufertigstellungen von Wohnungen je 
1.000 Einwohner (Durchschnitt 2011-2015) 

 
Quelle: Prognos 2017; Daten: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017 

Bis auf die Universitätsstädte Heidelberg (4,4) und Ulm (3,9) sowie 

die Stadt Heilbronn (2,9) liegen die kreisfreien Städte bei den Fer-

tigstellungen im Verhältnis zur Bevölkerung unter dem Landes-

schnitt. Die Städte Karlsruhe, Pforzheim, Baden-Baden (alle 2,3) 

und mit Abstand Mannheim (jährlich 1,7 Fertigstellungen pro 1.000 

                                                
12 Zur Erinnerung: Der Anstieg der Haushalte belief sich im engeren Ballungsraum Stuttgart auf 57.000 bzw. 27 % des ge-

samten Anstiegs der Haushalte in BW (s. Kapitel 2.2). 






































































































